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alberner als ein Kommentar der "Süddeutschen Zeitung" vom 16. April über Powells Reise 
nach Jerusalem:  

"Die Nahost-Mission Colin Powells ziert zwar aller Rückhalt der EU, doch Europas Wunsch 
nach sofortigem Rückzug israelischer Truppen artikuliert Washington allenfalls kleinlaut."  

So kann man die Realität auf den Kopf stellen. Der Kommentator hätte es wohl gern, wenn 
auf "Europas Wünsche" gehorcht würde und der amerikanische Außenminister als deren 
Handlungsreisender unterwegs wäre. Der denkt aber gar nicht daran, auf Europa zu hören – 
und es ist absurd, diesen seinen Unwillen als "kleinlautes" Verhalten zu bezeichnen. Amerika 
macht eben keinen "europäischen Wunsch nach sofortigem Rückzug israelischer Truppen" 
geltend und bekundet damit nichts anderes als seinen Willen, dem Vorgehen seines Freundes 
prinzipiell zuzustimmen und die kriegerisch durchgesetzte Behauptung, es handele sich dabei 
um einen Bestandteil eines "anti-terroristischen" Kontrollregimes über die gesamte Nahost-
Region, mitzutragen. Es müsste doch selbst einem demokratischen Journalisten irgendwann 
einmal auffallen, dass die Bush-Administration die Rede vom "Friedensprozess im Nahen 
Osten" aus ihrem Repertoire gestrichen hat. Die USA halten ganz im Gegenteil die darin 
enthaltene Unterstellung, die Kontrahenten hätten zwar gegensätzliche, aber gleichermaßen 
berechtigte Interessen für unangebracht und störend innerhalb ihrer Ordnungsvorstellung für 
die Region. 

Darum erfüllt die immer wieder mit besorgt-engagiertem Gestus gestellte Frage, warum die 
USA den Scharon nicht bremsen oder gar wann sie die israelische Armee zum Rückzug 
"zwingen", fast schon den Tatbestand einer Desinformationskampagne. "Bremsen" und 
"Rückzug", das sind Titel, mit denen sich Europa – konkurrierend zu den USA – gerne im 
Nahen Osten einmischen würde. Europa beansprucht gerne für sich den Standpunkt eines 
"vernünftigeren" Imperialismus, der nicht nur auf die militärische Gewalt setzt, Um damit 
dauerhafte politischen "Lösungen" zu erreichen. Aber Amerika hat klargestellt, dass sein 
Interesse gilt und Scharons Feldzug als Israels "Recht auf Selbstverteidigung", auf von ihm 
okkupierten Territorium wohlgemerkt, bestätigt. Somit ist der Kriegsgrund, mit dem Scharon 
aufwartet, der für die Region gültige Pro-Amerikanismus. Mäkeleien an Übertreibungen der 
jüdischen Soldaten beim Aufräumen bekräftigen ja den damit verfolgten Zweck und 
unterscheiden sich ganz grundsätzlich von dem Ansinnen an Arafat, er möge doch als Chef 
der Palästinenser jeglichen Widerstand gegen die Besatzungsmacht mit der ihm verbliebenen 
Gewalt unterbinden. 

Auch die arabischen Staaten haben sich mit dem Friedensplan des saudischen Kronprinzen 
eine mit freundlich-diplomatischen Floskeln kaum sonderlich verbrämte Abfuhr eingehandelt. 
Ihr Anspruch, sie hätten ein Recht auf Entgegenkommen, wenn sie schon so weit gehen, die 
in ihren nationalen Interessen begründete grundsätzliche Gegnerschaft zu Israel aufzugeben, 
ist nach der geltenden amerikanischen Weltordnungspolitik gänzlich unzeitgemäß: Wo es um 
bedingungslose Ein- und Unterordnung beim "Krieg gegen den Terrorismus geht", da gibt es 
nichts mehr zu verlangen. Schon gleich nicht von Israel, das in der US-Strategie angesichts 
kommender militärischer Konfrontationen gegen Irak und Iran eine immer wichtigere Rolle 
spielt. Und wenn arabische Staaten nicht endlich anerkennen, dass Widerstand gegen die 
Besatzungsmacht "Terrorismus" ist und sie sich dem Verdacht auf Anti-Amerikanismus nur 
entziehen können, wenn sie das israelische "Recht auf Sicherheit" innerhalb der Grenzen von 
1967 anerkennen, dann könne sie nicht einmal auf den Schutz durch die USA vor israelischen 
"Präventivschlägen" rechnen. Das hat sich wohl der saudische Potentat Abdullah auf der 
Bush-Ranch 5 Stunden lang anhören müssen, nach dem er vom Präsidenten als "alter Freund 
Amerikas" begrüßt worden war.  



Selbst bei der Behandlung Arafats, wo zumindest in den Formalien dadurch 
Meinungsverschiedenheiten zwischen Israel und den USA vorkamen, dass selbst 
amerikanische Emissäre bei der Lagerleitung in Jerusalem eine Besuchserlaubnis beantragen 
müssen, handelt die US-Politik durchaus im objektiven Interesse des befreundeten Staates. 
Arafat wird ihrer Einschätzung nach noch für eine politische Aufgabe gebraucht, wofür es gut 
war, dass Scharon ihn nicht damals in Beirut schon hat umlegen lassen und weswegen sich 
Powell bei seiner Visite mit allen diplomatisch zum Ausdruck gebrachten Anzeichen des 
Widerwillens von ihm die Hand schütteln ließ: Eine verbindliche Unterschrift unter die 
Kapitulationsurkunde möchte man nämlich am Schluss haben – und dafür ist der Präsident 
der Palästinensischen Autonomiebehörde der richtige Mann. Mit der Unterschrift ist dann 
jeder Angriff auf die Souveränität Israels als Terrorismus ratifiziert und seine Bekämpfung als 
vornehmste und erste Aufgabe für eine von Jerusalem zugelassene und den USA abgesegnete 
Form palästinensischer Staatlichkeit definiert. 

Die diplomatischen Initiativen der USA sind der wirkungsvolle Flankenschutz für den Krieg 
Israels. Die europäische Politik wird dadurch aus jeglicher Regelung weitgehend ausgemischt. 
Umgekehrt steht die EU mit ihren Vorschlägen immer schon im Verdacht einer Parteinahme 
für die Palästinenser – also werden diese Vorschläge, freundlich aber bestimmt, als 
Einmischung angesehen und zurückgewiesen. Wie immer in solchen Situation, in denen die 
Konkurrenz europäischer Vorstellungen in Sachen Imperialismus zu den USA aufscheint, 
betonen europäische Spitzenpolitiker wie Joschka Fischer die unverbrüchliche Treue zum 
Bündnis – ohne deswegen darauf zu verzichten, mit den USA ziemlich unvereinbare 
Standpunkte aufrecht zu erhalten. So muss die EU hinnehmen, dass israelische Waffen alle 
ihre Investitionen in den Auf- und Ausbau der Autonomieverwaltung zerstören und sich 
gleichzeitig jede Art von Sanktionen gegen Israel als nicht "zweckmäßig" verbieten, weil sie 
das Verhältnis zu den USA empfindlicher treffen würden als die israelische 
Kriegsmaschinerie. Wo der Krieg alle europäischen Spekulationen auf eigenständige 
Einflusspositionen in der Region mittels Engagement beim Aufbau palästinensischer 
Eigenstaatlichkeit zerstört, fühlt sich Europa wieder einmal in seiner selbst gesetzten 
politischen Drangsal bestärkt, dass seine imperialistische Wirtschaftsmacht um eine adäquate 
militärische Komponente ergänzt werden muss.  

 


